
 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

(&) 
documenta-Stadt 
Kassel, 04.02.2011 

 
 

Niederschrift 
 

über die 61. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 02.02.2011, 17.00 Uhr, 
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 
 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; - Liste 8/2010 - 

101.16.1978 
 
 

2. Haushaltsreste zum Abschluss des Haushaltsjahres 2009 101.16.1717 
 
 

3. Kassel-Marathon 101.16.1731 
 
 

4. Mittel für Öffentlichkeitsarbeit im Bereich Energieeinsparung 101.16.1738 
 
 

5. Rückverpachtung Grundstücksstreifen Fuldaufer 101.16.1739 
 
 

6. SchülerInnenticket im Solidarmodell 101.16.1756 
 
 

7. Steuerschätzung 101.16.1768 
 
 

8. Fusion Veterinärämter der Stadt und des Landkreises 101.16.1788 
 
 

9. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass 101.16.1799 
 
 

10. Zukunftsfähiges Wirtschaften 101.16.1808 
 
 

11. Zweitwohnungssteuer 101.16.1816 
 
 

12. Keine Zweitwohnungssteuer für Familien 101.16.1902 
 
 

13. Mediationsverfahren Friedhofspflegearbeiten 101.16.1841 
 
 

14. Verlängerung der Laufzeiten von Atomkraftwerken - Zukunft der 
Stadtwerke 

101.16.1865 
 
 

15. Besondere Aufgabenbereiche innerhalb der Verwaltung 101.16.1906 
 
 

16. Bäderbeschluss umsetzen - Planung für Wilhelmshöhe und Harleshausen 
vorstellen 

101.16.1914 
 
 

17. Open Office in der Verwaltung 101.16.1942 
 
 

18. Rückwirkende Übernahme der Kosten der Unterkunft in den 
Rechtskreisen des SGB II und des SGB XII 

101.16.1970 
 
 

19. Friedpark Friedhof Bettenhausen 
 
 

101.16.1991 

 
 
 

 
 
Vorsitzende Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 27.01.2011 ordnungsgemäß einberufene 
61. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt 
die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
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Vorsitzende Friedrich teilt den Anwesenden mit, dass die Anträge und Anfrage die heute im 
Ausschuss aus Zeitgründen nicht behandelt werden können, mit dem Ende der Wahlzeit für 
erledigt erklärt werden. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Vorsitzende Friedrich teilt mit, dass sie die Tagesordnungspunkte 
11. Zweitwohnungssteuer 
 Antrag der CDU-Fraktion 
 - 101.16.1816 - 
und 
12. Keine Zweitwohnungssteuer für Familien 
 Antrag der CDU-Fraktion 
 - 101.16.1902 - 
wegen Sachzusammenhangs gemeinsam zur Beratung aufrufen wird. 
 
 
Stadtverordneter Boeddinghaus, Kasseler Linke, beantragt die heutige Behandlung der 
Tagesordnungspunkte 
9. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass 
 Bürgereingabe nach § 20 a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
 - 101.16.1799 - 
und 
18. Rückwirkende Übernahme der Kosten der Unterkunft in den Rechtskreisen 
 des SGB II und des SGB XII 
 Bürgereingabe nach § 20 a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
 - 101.16.1970 - 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, FDP 
Enthaltung: -- 
den 

Beschluss 
 

Der Geschäftordnungsantrag der Fraktion Kasseler Linke auf heutige Behandlung der 
Tagesordnungspunkte 9, betr. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass, 101.16.1799, und 
18, betr. Rückwirkende Übernahme der Kosten der Unterkunft in den Rechtskreisen 
des SGB II und des SGB XII, 101.16.1970, wird abgelehnt. 

 
 
 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 114 g 
Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; - Liste 8/2010 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1978 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung bewilligt gemäß § 114 g Abs. 1 HGO die in der 
beigefügten Liste 8/2010 enthaltene über- u. außerplanmäßige Aufwendung/Auszahlung 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 170.000,00 €.“ 
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Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 114 g Abs. 1 HGO für das Jahr 2010; - Liste 8/2010 -, 
101.16.1978, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 
 
 
 
 

2. Haushaltsreste zum Abschluss des Haushaltsjahres 2009 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1717 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Warum ist der Gesamtbetrag der Haushaltsausgabereste von ca. 140 Mio. Euro aus 
dem Ergebnis- und Finanzhaushalt des Jahres 2009 so hoch? 

 

2. Wie groß ist die Summe der Mittel aus Konjunkturförderprogrammen, die nicht 
verausgabt wurden? 

 

3. Welche geplanten Maßnahmen sind hiervon betroffen? 
 

4. Besteht die Gefahr, dass Fördermittel verfallen? 
 

5. Wie bewertet der Magistrat die Situation, dass Mittel in o.g. Größenordnung in 2009 
nicht verausgabt wurden? 

 
 

6. Wie hoch waren in den letzten drei Jahren die Haushaltsausgabereste? 
 

7. Wie will der Magistrat zukünftig vermeiden, dass derartig hohe Haushaltsausgabereste 
entstehen? 

 
 
Stadtverordneter Dr. Behschad, CDU-Fraktion, begründet die Anfrage. 
Stadtrat Dr. Lohse beantwortet die Anfrage und die Nachfragen der Ausschussmitglieder. Die 
Frage Nr. 6 wird von Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet. 
 
 
Vorsitzende Friedrich erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 
Dr. Lohse und Stadtkämmerer Dr. Barthel für erledigt. 
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3. Kassel-Marathon 
Anfrage der FDP-Fraktion 
- 101.16.1731 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1.) Hat der Erlaubnisnehmer dem Träger der Straßenbaulast, der Stadt Kassel, im Jahre 
2010 und in den Jahren zuvor tatsächlich alle Kosten ersetzt, die der Stadt Kassel 
durch die Sondernutzung entstanden sind?  
a.) Wie hoch waren diese Kosten ganz konkret?  
b.) Wurden Rechnungen bzw. Gebührenbescheide durch die Stadt Kassel erteilt und 

auch bezahlt?  
c.) Was ist bzw. war hierfür Rechtsgrundlage?  
d.) Wie hoch waren die Rechnungsbeträge bzw. Gebühren?  
e.) Kam es insoweit ggf. zu Verrechnungen oder zu Stundungen oder zu einem Erlass?  
f.) Hat die Stadt Kassel vom Erlaubnisnehmer angemessene Vorschüsse und 

Sicherheiten verlangt? 
g.) Wenn ja: in welcher konkreten Höhe und wer ist der Erlaubnisnehmer? 
h.) Wie wurde das Ereignis haushalterisch behandelt? 

 

2.) Hat der Veranstalter für die Sicherheit beim Kassel Marathon zu sorgen? 
a.) Ist ihm diese Aufgabe durch die Stadt Kassel abgenommen worden?  
b.) Wenn ja: kostenpflichtig? 

 

3.) Der Magistrat führt in seiner schriftlichen Antwort vom 5.5.2010 ohne Nennung der 
Rechtsgrundlage u.a. aus, dass „weitere Dienstleistungen“ … „gesetzliche 
Pflichtaufgaben“ seien. Auf welcher Rechtsgrundlage beruhen diese gesetzlichen 
Pflichtaufgaben? 

 
4.) Wurden zwischen der Stadt Kassel und dem Veranstalter des Kassel Marathon, der AS 

Event GmbH, Böllpfad 5, 34292 Ahnatal, im Jahre 2010 und in den Jahren davor 
schriftliche Absprachen (Verträge etc.) oder mündliche Absprachen getroffen? Falls ja: 
welchen konkreten Inhalt hatten diese Absprachen? 

 

5.) Welchen tatsächlichen Hintergrund hat die Tatsache, dass die Stadt Kassel auf der 
aktuellen Homepage des E.ON Mitte Kassel-Marathon die Stadt Kassel öffentlich als 
„Hauptsponsor“ präsentiert wird? 

 
Stadtrat Dr. Lohse erklärt, dass die Fragen 1.b) und 1.e) nur unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
beantwortet werden können und beantwortet die restlichen Fragen der Anfrage in öffentlicher 
Sitzung.  
 
Vorsitzende Friedrich bittet die anwesenden Gäste den Raum zu verlassen, da nach § 52 HGO  
der Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit in nicht öffentlicher Sitzung begründet, beraten und 
entschieden werden muss. Nach Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung gibt die 
Vorsitzende in öffentlicher Sitzung bekannt, dass die Fragen 1.b) und 1.e) der Anfrage betr. 
Kassel-Marathon in nicht öffentlicher Sitzung behandelt werden. 
 
Die Anfrage wird in der Zeit von 17:40 Uhr bis 18:15 Uhr unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
behandelt. Siehe Niederschrift über den nicht öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
Vorsitzende Friedrich erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 
Dr. Lohse und Stadtkämmerer Dr. Barthel für erledigt. 
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4. Mittel für Öffentlichkeitsarbeit im Bereich Energieeinsparung 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1738 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Warum konnten die Haushaltsmittel aus dem Jahr 2009 in Höhe von ca. 175.000 Euro, 
die für Öffentlichkeitsarbeit im Bereich Energieeinsparung vorgesehen sind, bislang 
nicht verausgabt werden und wurden ins Jahr 2010 übertragen? 

 
2. Wofür genau sollen diese Mittel letztendlich verwendet werden? 

 
3. Gibt es Aufgabenüberschneidungen im Hinblick auf die vorgesehenen Angebote, für die 

diese Mittel aufgewendet werden sollen, mit bereits existierenden Angeboten, die eine 
Einsparung dieser Mittel ermöglichen? 

 
Stadtverordneter Dr. Behschad, CDU-Fraktion, begründet die Anfrage für seine Fraktion. 
Stadtrat Dr. Lohse beantwortet die Anfrage. Im Anschluss beantwortet er die Nachfragen der 
Ausschussmitglieder und sagt die schriftliche Antwort zu. 
 
Vorsitzende Friedrich erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 
Dr. Lohse für erledigt. 
 
 
 

5. Rückverpachtung Grundstücksstreifen Fuldaufer 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1739 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Bleibt es bei der Zusage der Stadt, den nicht benötigten Geländestreifen im Bereich des 
Fuldauferweges an die Vereine zurück zu verpachten? 

 
2. Wenn ja, warum verzögert sich diese Rückverpachtung? 

 
3. Ab wann können die ansässigen Vereine mit einer Rückverpachtung rechnen? 

 
4. Soll eine Rückverpachtung zu den bisherigen Konditionen erfolgen? 

 
Stadtverordneter Oberbrunner, FDP-Fraktion, verlässt wegen Interessenwiderstreits den Saal. 
Stadtrat Dr. Lohse und Frau Ohlmeier, Amtsleiterin Umwelt- und Gartenamt, beantworten die 
Anfrage und die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
 
Vorsitzende Friedrich erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 
Dr. Lohse und Frau Ohlmeier, Amtsleiterin Umwelt- und Gartenamt, für erledigt. 
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6. SchülerInnenticket im Solidarmodell 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1756 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, zu prüfen, ob es möglich ist, in Abstimmung mit der 
KVG ein neues SchülerInnenticket im Solidarmodell einzuführen. 
Das SchülerInnenticket im Solidarmodell soll für Schülerinnen und Schüler im 
Stadtgebiet Kassel gelten. 
Das Konzept sollte dabei zwei Varianten beinhalten. 
1. Einzelne Schulen treten als Vertragspartner auf. 
2. Das Optionsmodell für Schülerinnen und Schüler, deren Schulen nicht als 

Vertragspartner auftauchen. 
 
Stadtverordneter Rönz, B90/Grüne, begründet den Antrag. 
Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet die Nachfragen der Ausschussmitglieder und bezieht 
Stellung zum Antrag. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung:  
Enthaltung:  
Abwesenheit: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. SchülerInnenticket im Solidarmodell, 
101.16.1756, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Rönz 
 
 

7. Steuerschätzung 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1768 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie ist die Mai-Steuerschätzung im Hinblick auf die zukünftige Finanzplanung der Stadt 
Kassel zu bewerten?  

2. Wie ist die aktuelle Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen der Stadt Kassel? 
3. Mit welchen Einnahmeverlusten rechnet die Stadt Kassel bei den 

Schlüsselzuweisungen und Einzelzuweisungen aus dem Kommunalen Finanzausgleich 
(KFA)? 

 
Stadtverordneter Rönz, B90/Grüne, zieht die Anfrage für seine Fraktion zurück. 
 
Die Anfrage wurde von der Fraktion B90/Grüne zurückgezogen. 
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8. Fusion Veterinärämter der Stadt und des Landkreises 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1788 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, zu prüfen, inwieweit eine Zusammenlegung der 
Veterinärämter der Stadt und des Landkreises Kassel realisiert werden kann. Besonderes 
Augenmerk soll dabei auf die Herausarbeitung von Einsparmöglichkeiten zur weiteren 
Ausgabenreduzierung und zur Entlastung des städtischen Haushaltes gelegt werden. 

 
Im Rahmen der Diskussion zieht Stadtverordneter Dr. Behschad, CDU-Fraktion, den Antrag für 
seine Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
 

9. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass 
Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
- 101.16.1799 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung führt einen Kassel-Pass ein; d. h. einen kostenlosen 
Sozial-Pass für alle Transferleistungsempfänger/-innen Kassels nach SGB II, SGB XII und 
Asylbewerberleistungsgesetz. 
  

1. Der Berechtigungsausweis ist - wie z. B. der Berechtigungsausweis für das 
Diakonieticket im Schwalm-Eder-Kreis - mit der Bewilligung von den bewilligenden 
Stellen auszustellen. Er soll diskriminierungsfrei und unbürokratisch den Nachweis 
der Berechtigung dokumentieren. 

 
2. Ein Faltblatt mit den bereits bestehenden Vergünstigungen für diese 

Personengruppen soll bei den Ausgabestellen bereitgestellt und als Bürgerinformation 
ins Netz gestellt werden. 

 
3. Die Vergünstigungen für Städtische Schwimmbäder und alle Angebote der VHS 

sollten mindestens 50 % ausmachen; städtische Museen und Stadtbibliothek sollten 
entgeltfrei sein für diesen Personenkreis. 

 
 
 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die folgende Bürgereingabe betr. Einführung 
Kassel-Pass/Sozial-Pass zur Kenntnis: 
„Die Stadtverordnetenversammlung führt einen Kassel-Pass ein; d. h. einen kostenlosen 
Sozial-Pass für alle Transferleistungsempfänger/-innen Kassels nach SGB II, SGB XII und 
Asylbewerberleistungsgesetz. 
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1. Der Berechtigungsausweis ist - wie z. B. der Berechtigungsausweis für das Diakonieticket 

im Schwalm-Eder-Kreis - mit der Bewilligung von den bewilligenden Stellen auszustellen. 
Er soll diskriminierungsfrei und unbürokratisch den Nachweis der Berechtigung 
dokumentieren. 

 
2. Ein Faltblatt mit den bereits bestehenden Vergünstigungen für diese Personengruppen soll 

bei den Ausgabestellen bereitgestellt und als Bürgerinformation ins Netz gestellt werden. 
 

3. Die Vergünstigungen für Städtische Schwimmbäder und alle Angebote der VHS sollten 
mindestens 50 % ausmachen; städtische Museen und Stadtbibliothek sollten entgeltfrei 
sein für diesen Personenkreis. 

 
Der Magistrat wird gebeten, vor der Sommerpause 2011 im Sozialausschuss über die 
weitere Entwicklung zu berichten und mögliche Wege zur Einführung eines „Kassel-
Pass“ für Bezieher niedriger Einkommen darzustellen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke 
Ablehnung: FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag der Bürgereingabe 
betr. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass, 101.16.1799, wird zugestimmt. 

 
 
 

 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag der Bürgereingabe 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die folgende Bürgereingabe betr. Einführung 
Kassel-Pass/Sozial-Pass zur Kenntnis: 
„Die Stadtverordnetenversammlung führt einen Kassel-Pass ein; d. h. einen kostenlosen 
Sozial-Pass für alle Transferleistungsempfänger/-innen Kassels nach SGB II, SGB XII und 
Asylbewerberleistungsgesetz. 

  
1. Der Berechtigungsausweis ist - wie z. B. der Berechtigungsausweis für das Diakonieticket 

im Schwalm-Eder-Kreis - mit der Bewilligung von den bewilligenden Stellen auszustellen. 
Er soll diskriminierungsfrei und unbürokratisch den Nachweis der Berechtigung 
dokumentieren. 

 
2. Ein Faltblatt mit den bereits bestehenden Vergünstigungen für diese Personengruppen soll 

bei den Ausgabestellen bereitgestellt und als Bürgerinformation ins Netz gestellt werden. 
 

3. Die Vergünstigungen für Städtische Schwimmbäder und alle Angebote der VHS sollten 
mindestens 50 % ausmachen; städtische Museen und Stadtbibliothek sollten entgeltfrei 
sein für diesen Personenkreis. 

 
Der Magistrat wird gebeten, vor der Sommerpause 2011 im Sozialausschuss über die 
weitere Entwicklung zu berichten und mögliche Wege zur Einführung eines „Kassel-
Pass“ für Bezieher niedriger Einkommen darzustellen. 
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Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke 
Ablehnung: FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem durch Änderungsantrag geänderten Antrag der Bürgereingabe betr. Einführung 
Kassel-Pass/Sozial-Pass, 101.16.1799, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Oberbrunner 
 
 
 

10. Zukunftsfähiges Wirtschaften 
Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
- 101.16.1808 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird in die 17. Wahlzeit übertragen. 
 
 
 

11. Zweitwohnungssteuer 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1816 - 

 
Stadtverordneter Dr. Behschad zieht den Antrag für die CDU-Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
 

12. Keine Zweitwohnungssteuer für Familien 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1902 - 

 
Stadtverordneter Dr. Behschad zieht den Antrag für die CDU-Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
 

13. Mediationsverfahren Friedhofspflegearbeiten 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1841 - 

 
Stadtverordneter Boeddinghaus, Kasseler Linke, zieht den Antrag für seine Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
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14. Verlängerung der Laufzeiten von Atomkraftwerken - Zukunft der Stadtwerke 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1865 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird mit dem Ende der Wahlzeit für erledigt erklärt. 
 
 

15. Besondere Aufgabenbereiche innerhalb der Verwaltung 
Anfrage der FDP-Fraktion 
- 101.16.1906 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird mit dem Ende der Wahlzeit für erledigt erklärt. 
 
 

16. Bäderbeschluss umsetzen - Planung für Wilhelmshöhe und Harleshausen vorstellen 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1914 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, im nächsten Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Grundsatzfragen den aktuellen Sachstand zu den Freibädern Bad 
Wilhelmshöhe und Harleshausen darzustellen und die weitere Zeitplanung 
vorzustellen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Bäderbeschluss umsetzen - Planung für 
Wilhelmshöhe und Harleshausen vorstellen, 101.16.1914, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
 
 

17. Open Office in der Verwaltung 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1942 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird mit dem Ende der Wahlzeit für erledigt erklärt. 
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18. Rückwirkende Übernahme der Kosten der Unterkunft in den Rechtskreisen des SGB 
II und des SGB XII 
Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
- 101.16.1970 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird in die 17. Wahlzeit übertragen. 
 
 

19. Friedpark Friedhof Bettenhausen 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.16.1991 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, zu prüfen, ob auf dem Friedhof in Bettenhausen ein naturnaher 
Friedpark mit pflegeleichten Gräbern, wie er auf dem Hauptfriedhof bereits entstanden ist, 
eingerichtet werden kann. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. Friedpark 
Friedhof Bettenhausen, 101.16.1991, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Geselle 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:05 Uhr 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Petra Friedrich Nicole Schmidt 
Vorsitzende Schriftführerin 
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Anlage zur 61. Niederschrift des  
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 
vom 2. Februar 2011 zu 
 
Tagesordnungspunkt 2 
Haushaltsreste zum Abschluss des Haushaltsjahres 2009 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1717 - 
 

 

Anfrage 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Warum ist der Gesamtbetrag der Haushaltsausgabereste von ca. 140 Mio. Euro aus 
dem Ergebnis- und Finanzhaushalt des Jahres 2009 so hoch? 

2. Wie groß ist die Summe der Mittel aus Konjunkturförderprogrammen, die nicht 
verausgabt wurden? 

3. Welche geplanten Maßnahmen sind hiervon betroffen? 
4. Besteht die Gefahr, dass Fördermittel verfallen? 
5. Wie bewertet der Magistrat die Situation, dass Mittel in o.g. Größenordnung in 2009 

nicht verausgabt wurden? 
6. Wie hoch waren in den letzten drei Jahren die Haushaltsausgabereste? 
7. Wie will der Magistrat zukünftig vermeiden, dass derartig hohe 

Haushaltsausgabereste entstehen? 
 
 
 
 
Antwort von Stadtrat Dr. Lohse 
 
 
Frau Vorsitzende, meine Damen und Herrn. 
 
Ich kann das zumindest für einen Teil der Haushaltsreste aus dem Jahr 2009 gern 
beantworten. Es ist richtig, dass die Haushaltsreste im Jahr 2009 ungewöhnlich hoch waren. 
Was daran liegt, dass eine Reihe von Sondereffekten zusammengekommen sind, die ich 
gleich darlegen werde. Insgesamt ist es so, dass im Dezernat VI von den 140 Mio. Euro 
Haushaltsresten ungefähr 108 Mio. Euro, also im Dezernat VI irgendwie verortet sind, im 
weitesten Sinne. Und die teilen sich wiederum im Wesentlichen auf zwei Ämter. Das ist das 
Amt für Hochbau- und Gebäudebewirtschaftung und das ist das Straßenverkehrs- und 
Tiefbauamt.  
 
Beim Amt für Hochbau- und Gebäudebewirtschaftung ist es so, dass im Dezember 2008 die 
Stadt Kassel Maßnahmenpakete für die Beantragung von der Förderung von Projekten im 
Konjunkturpaket II beantragt hat von 76,6 Mio. Euro, die dann in 2009 in die Planung 
gegangen sind. Der Bescheid über diese Mittel ist im Mai 2009 gekommen. Umfasst die 
insgesamt 60,6 Mio. Euro, die dann sozusagen bewilligt wurden.  
 
Das war ein Landesdarlehen für Schulbau 26,3 Mio., Bundeszuschuss mit Co-Finanzierung 
des Landes für den Schulbau 16,1 Mio., Landesdarlehen für Infrastrukturmaßnahmen  
13,9 Mio. Euro und ein Bundeszuschuss mit Co-Finanzierung des Landes für sonstige 
Infrastrukturmaßnahmen 4,3 Mio. Euro. Insgesamt also 60,6 Mio. Euro. 
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Unmittelbar nachdem diese Bescheiderteilung im Mai 2009 erfolgte, wurden ca. 50 
Architektur- und Ingenieurbüros mit Planungsleistungen beauftragt. Daran schließen sich 
dann an die Ausschreibungen und Vergaben, die drei bis vier Monate dauern. Und die ersten 
konkreten Maßnahmen konnten dann ab September 2009 tatsächlich ins Laufen kommen. 
Das hat dazu geführt, dass von den 60,6 Mio. Euro bis Ende 2009 7,4 Mio. tatsächlich über 
bezahlte Aufträge abgerechnet waren. Von dem Rest von ungefähr 53 Mio. sind allerdings 
auch schon 32,3 Mio. Euro über Aufträge gebunden gewesen, das heißt, man hat eigentlich 
außerordentlich schnell in kürzester Zeit geschafft insgesamt 2/3 dieser gesamten 
Fördersumme von 60,6 Mio. schon abzurechnen im selben Jahr, obwohl man eben erst ab 
September wirklich operativ arbeiten konnte und dann eben die 30 Mio., also über die Hälfte, 
in Aufträgen gebunden hat, sich also entschieden hat, was passieren soll. Das hat sich dann 
in 2010 fortgesetzt.  
Und ich kann Ihnen jetzt den aktuellen Stand noch mal sagen für dieses 
Sonderinvestitionsprogramm. Da sind jetzt noch 2,9 Mio. Euro am Ende des Jahres 2010 
noch nicht entweder bezahlt oder über Aufträge gebunden. Es ist aber absolut sichergestellt, 
dass jetzt im laufe des Jahres 2011 bis zum Auslaufen dieser Programme, bis zur 
Schlussabrechnung tatsächlich diese abgerechnet sein werden. 
Das erklärt also den Löwenanteil innerhalb des Amtes für Hochbau- und 
Gebäudebewirtschaftung von diesen 76,7 Mio. Euro, in dem Amt eben 60,6 über das 
Konjunkturprogramm. Ich denke das ist nachvollziehbar.  
 
Bei den Aufträgen oder den Budgets, die ansonsten im Investitionsbudget des Amtes für 
Hochbau- und Gebäudebewirtschaftung waren, hatten wir am Ende des Jahres 2009 in den 
Großprojekten - wir konnten jetzt nicht jedes Kleinprojekt recherchieren - wir haben die 
Großprojekte vom Volumen über 200.000 Euro recherchiert, um den Aufarbeitungsaufwand 
vertretbar zu halten. Da waren am Ende des Jahres 2009 22,6 Mio. Euro an Haushaltsresten 
noch da. Von denen jetzt aber im Jahr 2010 schlussabgerechnet oder zumindest über 
Verträge gebunden 16,7 Mio. Euro sind, sodass wir da jetzt auch wieder bei noch zu 
übertragenden 5,9 Mio. Euro sind. Das heißt wir sind jetzt wieder auf den Weg zurück in die 
Normalität. Der Grund weshalb es da gewisse, ich sag mal, so eine gewisse Bugwelle dann 
auch von Haushaltsresten gegeben hat, liegt daran, dass das Amt für Hochbau- und 
Gebäudebewirtschaftung mit einem außerordentlich hohen Einsatz ein Großteil der 
Planungsleistung auch selber gemacht hat, um dort nicht für mehrere Millionen Geld nach 
Außen zu vergeben. Das ist eine absolut beachtenswerte Leistung. Da ist mit hohem 
Einsatz, sehr viel Überstunden, sehr viel Elan gearbeitet worden. Ich möchte an dieser Stelle 
auch noch mal ausdrücklich meinen Dank aussprechen für die Qualität und Intensität mit der 
dort gearbeitet worden ist. Dadurch haben sie eben nicht alle, weil das Sonderkonjunktur-
programm fristgerecht abgerechnet werden musste, haben nicht alle anderen Dinge in der 
gleichen Intensität bearbeiten können wie sonst. Das kehrt jetzt langsam zurück in die 
Normalität mit dem Auslaufen des Konjunkturprogramms, sodass wir künftig dort nicht mehr 
diese großen Ausgabereste erwarten. 
 
Um das noch kurz fürs Straßenverkehrs- und Tiefbauamt zu machen. Ich mache das mal ein 
bisschen kürzer an der Stelle. Ein großer Posten von den 31,7 Mio. Euro, die auf Seiten des 
Straßenverkehrs- und Tiefbauamtes an Haushaltsresten waren, ein großer Posten sind die 
11.227.000 Euro gewesen, die man für die Infrastrukturmaßnahmen in Verbindung mit der 
Multifunktionshalle vorgesehen hatte. Die waren dem Amt -66- zugeordnet. Wir alle wissen 
inzwischen, dass die Multifunktionshalle zumindest an der vorgesehenen Stelle dort so nicht 
kommt. Das erklärt also schon mehr als 1/3 der Haushaltsausgabereste beim 
Straßenverkehrs- und Tiefbauamt.  
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Die anderen Reste erklären sich dadurch, was ich beim Hochbauamt auch schon erklärt 
hatte, dass durch den Zeitpunkt der Bewilligung der Haushaltsmittel über die verbleibende 
Restzeit des Jahres, die dann noch zur Verfügung steht, wenn man im Sommer einen 
bewilligten Haushalt hat vom Regierungspräsidium, dann anfängt Planungsleistungen 
auszuschreiben, dann noch mal Ausschreibungsfristen hat nach dem europäischen Recht, 
um eben die Vergabeleistungen dann auch auszuschreiben. So erklärt es sich, dass man auf 
jeden Fall Haushaltsausgabereste haben muss. Also schlussabgerechnet kann gar nicht 
alles im selben Jahr sein von diesen Bauleistungen, wenn sie erst geplant werden müssen 
im selben Jahr. Und vertraglich gebunden ist eben häufig auch nur ein Teil. 
 
 
 
 
 
_________________________________________________________________________ 
Auszugsweise Abschrift aus der Tonbandaufzeichnung  
gefertigt von Nicole Schmidt 
am 22.02.2011 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 



 



 



 



 



 



 



Anlage zur 61. Niederschrift des  
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 
vom 2. Februar 2011 zu 
 
Tagesordnungspunkt 5 
Rückverpachtung Grundstücksstreifen Fuldaufer 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1739 - 
 

 

Anfrage 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Bleibt es bei der Zusage der Stadt, den nicht benötigten Geländestreifen 
im Bereich des Fuldauferweges an die Vereine zurück zu verpachten? 
 

2. Wenn ja, warum verzögert sich diese Rückverpachtung? 
 

3. Ab wann können die ansässigen Vereine mit einer Rückverpachtung 
rechnen? 
 

4. Soll eine Rückverpachtung zu den bisherigen Konditionen erfolgen? 
 
 
Antwort von Stadtrat Dr. Lohse 
 
Also die Fragen sind also 
 

1. Bleibt es b ei der Zusage der Stadt, den nicht benötigten Geländestreifen im Bereich 
des Fuldauferweges an die Vereine zurück zu verpachten? 

2. Wenn ja, warum verzögert sich das? 
3. Wann kann man mit der Rückverpachtung rechnen und 
4. zu welchen Konditionen? 

 
 
Es ist so, dass die Schlussabwicklung der Baumaßnahmen im Moment noch erfolgt. Es sind 
auch noch Abrechungsdinge und dergleichen zu klären und deswegen ist sozusagen bisher 
von einer Verzögerung insofern gar nicht auszugehen. Wir sind völlig im Plan. Im Moment 
stellt es sich so dar, dass wir sagen, dass die Rückverpachtung an die Vereine grundsätzlich 
möglich und auch beabsichtigt ist. Wir müssen aber gucken, dass der Aufwand an der ein 
oder anderen Stelle nicht zu hoch wird. Das heißt wir werden im Einzelfall je nach der 
Vertragslage die Ringe regeln. Es soll kein erhöhter Aufwand seitens der Stadt damit 
verbunden sein. Das heißt dann, wenn wir uns jetzt erhebliche Kosten an der ein oder 
anderen Stelle wieder einhandeln würden, dann müssten wir einfach noch mal darüber 
nachdenken, ob die Rückverpachtung in dem Fall sinnvoll ist. Ebenso bleiben getroffene 
Regelungen, unter anderem der Zaunführung, unberührt. 
 
_________________________________________________________________________ 
Auszugsweise Abschrift aus der Tonbandaufzeichnung  
gefertigt von Nicole Schmidt 
am 23.02.2011 
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Büro der Stadtverordnetenversammlung 



 

 

 

 
 
 
Bäderbeschluss umsetzen – Planung für Wilhelmshöhe u. Harleshausen vorstellen 

 Antrag der Fraktion B 90 / Grüne  Vorl.Nr. 101.16.1914 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Sachstand wird grundsätzlich Bezug genommen auf die Beantwortung der 
Anfrage Vorl.Nr. 101.16.1934 mit gleichem Datum. 

Im Hinblick auf die weitere Zeitplanung ist beabsichtigt, dass die Stadtverordneten-
versammlung in Kürze über die Neugestaltung des Freibades Wilhelmshöhe ent-
scheidet.  

Hiernach können die Planungen konkretisiert werden, so dass sich der Beginn der 
Bauphase sinnvollerweise an das Ende der Freibadsaison 2012 anschließt.  

Diese Verschiebung kommt damit gleichzeitig auch dem eingeschränkten Bäder-
angebot entgegen, da mit der Schließung des Auebades nunmehr in der Freibade-
saison 2011 und 2012 die beiden Freibäder in Wilhelmshöhe und Harleshausen 
zur Verfügung stehen. 

Die Sanierung des Freibades Harleshausen kann dann nach erfolgter Fertigstel-
lung des Freibades Wilhelmshöhe in 2013 beginnen. Detaillierte Planungen liegen 
hierzu noch nicht vor. Die städtischen Gremien werden zu gegebener Zeit hierüber 
informiert. 

Mehrausfertigungen dieses Schreibens sind mit der Bitte um Weiterleitung an alle 
Fraktionen beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Barthel 
Stadtkämmerer 

 

 documenta-Stadt 
Magistrat 

Stadt Kassel  •  34112 Kassel   

  

Herrn / Frau 
Stadtverordnetenvorsteher/ in 

über 
Herrn Oberbürgermeister 
Bertram Hilgen 
 
im Hause 
 

 

   

Dezernat für Finanzen, 
Beteiligungen und Soziales 
Rathaus 

Obere Königsstraße 8, 34117 Kassel      

Telefon: 0561 787-1270 

Telefax: 0561 787-2217 

E-Mail: dr_juergen.barthel@stadt-kassel.de 

Stadtverwaltung im Internet: 
www.stadt-kassel.de 

   
  12. April 2011 
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